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Abfallrechtlicher Antrag auf Erteilung des Planfeststellungsbeschlusses für das 

Vorhaben zur Errichtung und zum Betrieb einer DK 0 – Boden- und 

Bauschuttdeponie auf dem Gelände des Kies- und Sandtagebaus Lösau gemäß §§ 35 

Abs. 2 Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) und 19 Abs. 1 Deponieverordnung (DepV)  

Hier: Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange 

 

Stellungnahme der unteren Wasserbehörde 

 

Der wasserrechtlichen Prüfung lagen die Antragsunterlagen vom 18.12.2023 zugrunde. 
 
Mit den Antragsunterlagen wurde der Erhalt von wasserrechtlichen Erlaubnissen für die 
Versickerung des Sickerwassers aus der DK 0 Boden- und Bauschuttdeponie sowie der 
Versickerung von Oberflächenwasser in den quartären Grundwasserleiter beantragt. 
 
Hieraus hat die untere Wasserbehörde folgende Nachforderungen zur Ergänzung, ggf. 
Änderung der Antragsunterlagen: 
 

1. Es ist die Dimensionierung der geplanten Kastenrigole gemäß Arbeitsblatt DWA-
A 138 vorzulegen und die daraus resultierende Versickerungsrate der Kasten-
rigole in Liter je Sekunde anzugeben. 
 

2. Die Antragsunterlagen im Fachanlagenteil 10-2-1 „Prognose Siwa-Inhaltsstoffe“ 
sind im Punkt 3.5 „Maßnahmenvorschläge bei Überschrei-tungen“ zu 
überarbeiten. Es ist zu gewährleisten, dass durch technische Ausrüstungen oder 
Bauwerke das Nachlaufen von Sickerwasser aus dem Deponiekörper verhindert 
und nicht versickerungsfähiges Sickerwasser vor seiner späteren Entsorgung 
sofort vor Ort (z.B. im Pufferbecken) zwischengespeichert werden kann.  
Die wasserrechtliche Erlaubnis für die vorgesehene Versickerung im Puffer-

becken kann nicht in Aussicht gestellt werden. 

 

Hinweis (Bezug Sickerwassermonitoring): Für die wasserrechtliche Erlaubnis der 
Versickerung des Deponiesickerwassers und des Niederschlagswassers aus der 
Kastenrigole in den quartären Grundwasserleiter ist die untere Wasserbörde gehalten, 
als Überwachungswerte die Anforderungen gemäß der Buchstaben C und D des 
Anhanges 51 der Abwasserverordnung (AbwV) sowie Art und Umfang der 
Selbstüberwachung gemäß der Anlage 2 der Verordnung über die Selbstüberwachung 
von Abwasseranlagen und Abwassereinleitungen des Landes Sachsen-Anhalt (SÜVO 
LSA) festzuschreiben. 
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Stellungnahme der oberen Immissionsschutzbehörde 

 
Am Standort des Kies- und Sandtagebaus Lösau plant die Recycling plus GmbH die 
Errichtung und den Betrieb einer Deponie der Deponieklasse DK0 nach der 
Deponieverordnung (DepV). Dort befindet sich auch eine Anlage zur zeitweiligen 
Lagerung von gefährlichen und nicht gefährlichen Abfällen, welche der 4. Verordnung 
zur Durchführung des Bundes - Immissionsschutzgesetzes (4. BImSchV) unterliegt. Die 
immissionsschutzrechtliche Zuständigkeit für die Überwachung dieser Anlage liegt beim 
Landesverwaltungsamt. 
 
In Bezug auf die hier geplante Errichtung und den Betrieb einer Deponie ist aus der Sicht 
der Oberen Immissionsschutzbehörde darauf hinzuweisen, dass es sich bei einer 
Deponie um eine nicht genehmigungsbedürftige Anlage im Sinne des Bundes - 
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) handelt, für die die immissionsschutzrechtliche 
Zuständigkeit beim Landkreis Burgenlandkreis liegt. Die immissionsschutzrechtlichen 
Anforderungen an die Errichtung und den Betrieb sind daher dort zu stellen.  
In den Antragsunterlagen wird auf entsprechenden Immissionsprognosen zu Staub- und 
Schallimmissionen verwiesen. Nach Darstellung in den Unterlagen wird der jeweilige 
Irrelevanzwert für Staubniederschlag, für Schwebstaub PM 10 sowie für Schwebstaub PM 
2,5 an allen maßgebenden Immissionsorten eingehalten bzw. unterschritten, sodass 
eine Bestimmung der Gesamtbelastung nach TA-Luft nicht erforderlich ist. Auch in Bezug 
auf die Schallimmissionen wird festgestellt, dass die Immissionsrichtwerte der TA - Lärm 
an den maßgeblichen Immissionsorten offensichtlich um mindestens 9 dB(A) 
unterschritten werden. Somit sind durch den Betrieb der Deponie weder durch Staub- 
noch durch Schallimmissionen schädliche Umwelteinwirkungen zu besorgen, was in 
Bezug auf den großen Abstand zur Wohnbebauung in Lösau nachvollziehbar ist. 
 
Eine abschließende immissionsschutzrechtliche Beurteilung sowie die detaillierte 
Prüfung der Immissionsprognosen obliegt der zuständigen Unteren 
Immissionsschutzbehörde. 
 

Die untere Immissionsschutzbehörde nimmt wie folgt die Stellung: 
 
Vollständigkeit  
 

Die Antragsunterlagen sind für die immissionsschutzrechtlichen Belange vollständig.  
 
Stellungnahme 
 

Es bestehen keine Einwände gegen das Vorhaben der Firma recycling plus GmbH zur 
Errichtung und zum Betrieb einer DK 0 Boden- und Bauschuttdeponie auf dem Gelände 
des Kies- und Sand-tagebaus Lösau gemäß 35 Abs. 2 Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) 
und 19 Abs. 1 Deponieverord-nung (DepV) 
auf dem Vorhabenstandort Gemarkung Dehlitz, Flur 8, Flurstück 55/2, 56, 58/1, 137/55, 
142, 144, 259. 
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Begründung:  
 
Aus den Antragsunterlagen ergibt sich, dass schädliche Umwelteinwirkungen und 
sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile und erhebliche Belästigungen für die 
Allgemeinheit und die Nachbarschaft nicht hervorgerufen werden können und 
ausreichend Vorsorge dagegen getroffen wird (§ 5 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BImSchG).  

 
Die nächste Ortslage ist Lösau mehr als 1 km nördlich entfernt. also kaum betroffen.  

 
Staubimissionen sind nicht relevant, die Irrelevanzwerte für Staubniederschlag, für 
Schwebstaub PM10 und PM2,5 werden an allen maßgebenden Beurteilungspunkten 
eingehalten bzw. unterschritten, so dass eine Bestimmung der Gesamtbelastung nach 
TA Luft nicht notwendig ist. Es ist auch davon auszugehen, dass auch der 
Immissionstageswert für Schwebstaub PM10 sicher eingehalten wird. 

 
Die Geräuschimmissionsprognose des Ing-büros Ulbricht aus Mittweida vom 07.12.2023 
weist nach, dass die Immissionsrichtwerte Tags an den maßgebenden sechs 
betrachteten Immissions-orten um mind. 9 dB(A) unterschritten wird. Die Bewertung der 
Vor- und der Gesamtbelastung kann für alle Immissionsorte entfallen. Es werden keine 
kurzzeitigen Geräuschspitzen Tags um mehr als 30 dB(A) über den 
Immissionsrichtwerten erreicht. Es kann davon ausgegangen werden, dass es an den 
nächsten Immissionsorten durch den Betrieb der Deponie nicht zu schädlichen 
Umwelteinwirkungen durch Geräusche kommen wird.     

 
Die Gesamtbewertung der durchgeführten UVP ergibt, dass die durchgeführten 
Immissionsprognosen zu Lärm und Staub zeigen, dass Immissionsricht- bzw. –
grenzwerte eingehalten werden. Bezüglich Lärm- oder Staubbelastungen entstehen 
daher keine Konflikte.   
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

















































 

 
Landesamt für Umweltschutz Sachsen-Anhalt  
Postfach 200841  06009 Halle (Saale)  

  
Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt 
Ref. Naturschutz, Landschaftspflege, Bildung für nachhaltige 
Entwicklung 
z. Hd. Stephan Fiedler 
Dessauer Straße 70 
06118 Halle (Saale) 
 
Versand erfolgt per e-Mail 

 

 
 

Fachbereich 4 
Naturschutz 

 

 
Fachliche Einschätzung zur Umsiedlung von Zauneidechsen in Sachsen-Anhalt 

 
 

Sehr geehrter Herr Fiedler, 

Sie baten um eine Einschätzung zu den fachlichen Anforderungen bei der Um-
siedlung der streng geschützten Zauneidechse (Lacerta agilis) in Sachsen-
Anhalt.  

Nachfolgend erhalten Sie eine fachliche Einschätzung des Landesamtes für 
Umweltschutz Sachsen-Anhalt zu o.g. Fragestellung: 

Die Umsiedlung von Zauneidechsen (Lacerta agilis) wird regelmäßig im Vorfeld 
der Baufeldfreimachung bei Eingriffsvorhaben durchgeführt, um das Auslösen 
des Tötungstatbestandes (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG) zu vermeiden und eine 
artenschutzrechtliche Zulässigkeit des jeweiligen Vorhabens zu gewährleisten. 
Das Tötungsverbot geht i.d.R. einher mit dem Verbot der Entnahme, Beschä-
digung und Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten besonders ge-
schützter Tierarten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG), welches hier jedoch nicht 
näher betrachtet wird. Bezüglich der Umsiedlung der streng geschützten Zau-
neidechse ergeben sich hohe fachliche Hürden. Grundsätzlich sollte eine Be-
einträchtigung von Populationen und Individuen der Art durch eine fachlich 
fundierte Planung vermieden werden. Die Umsiedlung von Populationen sollte 
dabei immer als Ultima Ratio betrachtet werden und nur bei unvermeidbaren 
Eingriffen in Zauneidechsenlebensräumen erfolgen (vgl. RUNGE et al. 2010, 
SCHNEEWEIß et al. 2014). 

Ein entscheidender Faktor für den Erfolg und die artenschutzrechtliche Zuläs-
sigkeit einer Zauneidechsenumsiedlung ist das Vorhandensein einer geeigne-
ten Aussetzungsfläche, auf die die gefangenen Tiere umgesiedelt werden kön-
nen. Diesbezüglich geben SCHNEEWEIß et al. (2014) detaillierte fachliche Vor-
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gaben, die nach Einschätzung des LAU auch in Sachsen-Anhalt als Maßstab zur Anwendung 
kommen sollten. 

Bezüglich der eigentlichen Durchführung von Zauneidechsenumsiedlungen sind dem LAU keine 
einheitlichen, fachlichen und vor allem verbindlichen Vorgaben bekannt. Eine Landesvorgabe 
existiert zu diesem Themenkomplex bisher ebenfalls nicht. 

Das Ziel von Zauneidechsenumsiedlungen besteht darin, möglichst alle Individuen von den be-
troffenen Eingriffsflächen abzufangen, um eine bau- und betriebsbedingte Tötung von Individuen 
zu vermeiden (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG). Zwar ist ein vollständiges Abfangen von Eingriffsflä-
chen in der Regel nicht möglich, zur Erlangung der artenschutzrechtlichen Zulässigkeit sind aber 
alle zumutbaren und verhältnismäßigen Vermeidungsmaßnahmen umzusetzen. Die artenschutz-
rechtliche Privilegierung in § 44 Abs.5 Nr. 1 BNatSchG gilt nur für den Fall, dass die Beeinträchti-
gung nicht durch anerkannte Methoden vermeidbar ist. 

Die Umsiedlung von Zauneidechsen muss folglich nach den besten methodischen Standards er-
folgen und zum Ziel haben, möglichst alle oder zumindest nahezu alle Individuen von der Ein-
griffsfläche abzufangen. 

Hinsichtlich der Dauer einer Umsiedlung besteht in der Fachwelt Konsens, dass diese mindes-
tens eine Aktivitätsperiode (Anfang März bis Oktober) umfassen sollte. RUNGE et al. (2010) führen 
dazu aus:  

„Die Umsiedlung selbst wird sich sicherlich über mehrere Aktivitätsperioden der Zauneidechsen 

erstrecken müssen, um ein möglichst vollständiges Abfangen zu ermöglichen. Daher ist damit zu 

rechnen, dass bis zum Abschluss der Maßnahme mehr als fünf Jahre vergehen können.“  

Auch LAUFER (2014) hält den Abfang über mindestens eine Aktivitätsperiode hinweg für „sinnvoll“. 
SCHNEEWEIß et al. (2014), die sich grundsätzlich an den Vorgaben in BLANKE (2010) orientieren, 
gehen davon aus, dass das Abfangen bei sehr großen Vorkommen und in gut strukturierten Le-
bensräumen mehrere Jahre in Anspruch nimmt. Diese fachliche Einschätzung wird grundsätzlich 
durch das Landesamt für Umweltschutz Sachsen-Anhalt geteilt. In weniger strukturierten Flächen 
mit kleineren Zauneidechsenpopulationen (z.B. Deichkörper, bewirtschaftete Grünlandflächen 
ohne Sonderstrukturen) kann eine Zauneidechsenpopulation nach Einschätzung des LAU in 
Ausnahmefällen auch innerhalb eines Jahres erfolgreich umgesiedelt werden. 

Für den Erfolg einer Zauneidechsenumsiedlung müssen neben dem Vorhandensein geeigneter 
und zulässiger Aussetzungs-/Umsiedlungsflächen (vgl. SCHNEEWEIß et al. 2014) nach Einschät-
zung des LAU folgende Grundvoraussetzungen gewährleistet sein:  

 fundierte Sachverhaltsermittlung, spätestens im Vorjahr der Umsiedlung 
o Erfassung von Populationsgröße, Altersstruktur, Geschlechterverhältnis und Re-

produktionsstatus der Population (mind. 4 Begehungen zwischen April und Okto-
ber) 

o Verortung der gesichteten Tiere mittels GPS 
o Erfassung der Raumnutzung auf der Eingriffsfläche (Identifizierung von Teillebens-

räumen und Aktivitätsschwerpunkten) 

 Vorbereitung der Fangflächen durch streifenweise, motomanuelle (Freischneider) Mahd 
inkl. Mahdgutberäumung außerhalb der Aktivitätszeiten der Art; dabei abwechselnd ca. 
3 m breite Mahdstreifen, 1 m Vegetation stehen lassen; mind. 1 Wiederholungsmahd im 
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Mai/Juni; Belassen von Sonderstrukturen / Versteckplätzen; Einweisung durch Fachper-
sonal (Herpetolog*in) 

 Vollständiges Einzäunen der Abfangflächen mittels glatter Gewebefolie (UV-beständig, 
stark geneigt zur Außenseite der Abfangfläche, mind. 40 cm hoch über Bodenniveau, 
20 cm tief im Boden eingelassen); Stopprinnen oder Zaunüberfahrten an ggf. notwendigen 
Wegequerungen / künftigen Baustellenzufahrten; regelmäßiges Freistellen der Zaunau-
ßenseite durch motomanuelle Mahd; ggf. Fangeimer an Zauninnenseite; Instandhaltung 
des Fangzaunes bis zum Ende der Baumaßnahme 

 Zeitraum der Umsiedlung von April bis Mitte Oktober (eine gesamte Aktivitätsperiode) 

 Abfang möglichst aller adulten Individuen bis spätestens Ende Mai/Anfang Juni 

 Abfang geschlüpfter Jungtiere von Juli bis Mitte Oktober 

 mindestens 30 Fangtage (Termine) mit ganztägiger Präsenz (alternativ 60 halbe Tage) 
o Anzahl der Personen in Abhängigkeit von der Flächengröße und -Strukturierung 

(i.d.R. 1-2 ha/Person) 
o die Anzahl der o.a. Termine darf nicht durch einen höheren Personaleinsatz redu-

ziert werden 
o Einsatz von qualifiziertem Fachpersonal mit ausreichend Erfahrung und entspre-

chenden Referenzen in Bezug auf den Fang von Reptilien 
o Methodenset aus Handfang, Fangring, Schlingenfang, künstlichen Verstecken 

(mind. 20 Stück/ha), modifizierten Kleinsäugerfallen und ggf. Fangkreuzen mit 
Fangeimern  

o Fangeimer an Fangzäunen dürfen nur während der täglichen Präsenz geöffnet 
werden (sonst erhöhte Mortalität Zauneidechsen) 

 saubere und nachvollziehbare (tabellarische) Dokumentation der Umsiedlung mit Angabe 
von: 

o gefangene Tiere je Termin; Anzahl, Geschlecht, Alter 
o Anzahl, Alter und Geschlecht gesichteter (nicht gefangener Tiere) je Termin 
o Witterungsbedingungen zum Fangtermin (Temperatur, Bewölkung, Wind) 
o Anzahl eingesetzter Personen und Uhrzeiten zum jeweiligen Fangtermin 
o Anmerkungen zur Fitness der Tiere und Schwanzabwürfen 
o Benennung der Zielfläche, auf die Tiere gesetzt wurden 

 

Die o.a. Vorgaben resultieren aus der Biologie der Zauneidechse (vgl. BLANKE 2010) und den Er-
fahrungen des LAU mit Umsiedlungen dieser Art im Zusammenhang mit Eingriffsvorhaben. Die 
Anzahl der Fangtermine ergibt sich vor allem daraus, dass Individuen der Zauneidechse oft nur 
an wenigen Tagen im Jahr beobachtet werden können und immer nur ein kleiner Teil einer Popu-
lation gleichzeitig aktiv ist (vgl. BLANKE 2006, BLANKE 2010, SCHNEEWEIß et al. 2014) und demzu-
folge gefangen werden kann.  

Dabei ist anzumerken, dass die Umsiedlung in Abhängigkeit der Fangergebnisse auch deutlich 
über 30 Fangtermine in Anspruch nehmen kann. Die Anzahl der Termine ist daher einzelfallspezi-
fisch anhand der dokumentierten Ergebnisse (s.o.) durch einen Artexperten zu ermitteln. Das 
zwischenzeitliche Ausbleiben von Sichtungen an wenigen Fangterminen (z.B. 3 oder 5 Tagen) ist 
hingegen kein Nachweis dafür, dass alle Zauneidechsen erfolgreich abgefangen wurden (vgl. 
SCHNEEWEIß et al. 2014). Der Erfolg und das Ende der Umsiedlung müssen sich stattdessen an 
den dokumentierten Ergebnissen orientieren, wobei vor allem die Zusammensetzung der abge-
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fangenen Teilpopulation (Geschlechterverhältnis ausgewogen, typische Altersstruktur mit hohem 
Anteil subadulter Tiere) und ein kontinuierlicher Rückgang der Fangzahlen, der nicht auf die Wit-
terung, die Methodik (Fangintensität, Fangzeiten, Anzahl Personen), die Phänologie oder Störun-
gen zurückzuführen ist, ausschlaggebend sind. 

Grundsätzlich ist anzustreben, dass die adulten Zauneidechsen in der Paarungszeit (ab April) 
und noch vor Beginn der Eiablage (Ende Mai) vollständig abgefangen werden, um die Eiablage 
im Bereich der Eingriffsfläche zu vermeiden. Erfahrungsgemäß können aber selbst bei Einhaltung 
der o.a. Vorgaben nie alle adulten Weibchen rechtzeitig in diesem Zeitfenster abgefangen wer-
den, so dass es im Regelfall auch zur Eiablage kommt. Aus diesem Grund ist grundsätzlich im-
mer eine Fortführung der Umsiedlung bis zur Beendigung des Jungtierschlupfes (bis Mitte Okto-
ber) vorzusehen. Bei einer Umsiedlung von Zauneidechsen, die ausschließlich in einem Teil der 
Aktivitätsperiode der Art stattfindet, kann nach Einschätzung des LAU kein vollständiges Abfan-
gen (nahezu) aller Individuen der Zauneidechse gewährleistet werden.  

Die Dokumentation von Zauneidechsenumsiedlungen sollte mittels fortlaufend geführten Stan-
dard-Fangprotokollen erfolgen, in denen alle Tätigkeiten und Fangergebnisse (Datum, Fänger, 
Anzahl gefangener Individuen, Anzahl weiterer gesichteter Individuen etc.) eines Umsiedlungs-
projektes standardisiert und nachvollziehbar dokumentiert werden. Eine solche Dokumentation ist 
entscheidend, um eine objektive Überprüfung und Einschätzung des Maßnahmenerfolgs durch 
die zuständigen Planer und Behörden zu ermöglichen. Eine Mustervorlage für die Dokumentation 
von Zauneidechsenumsiedlungen wird vom LAU zum Download bereitgestellt und zur Verwen-
dung empfohlen. Nach Abschluss einer Umsiedlung sollten die Ergebnisse zusätzlich zum ggf. 
notwendigen Bericht in Form des digitalen Fangprotokolls (Excel-Datei, siehe oben) sowie einer 
zusammenfassenden MultiBaseCS-Datenbank der zuständigen Behörde und dem LAU übermit-
telt werden, damit diese Eingang in die entsprechenden Artdatenbanken finden. 

 

Für Rückfragen stehe ich Ihnen gern zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 

Marcel Seyring 
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Errichtung und zum Betrieb einer DK 0 - Boden- und Bauschuttdepo-

nie Lösau  

Vorhabenstandort: Gemarkung Dehlitz, Flur 8, Flurstücke 55/2, 56, 

58/1, 137/55, 142, 144, 259 

Ihr Zeichen: 53-71-03-02-20829-2022 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mit Schreiben vom 16.01.2024 baten Sie das Landesamt für Geologie und 

Bergwesen Sachsen-Anhalt (LAGB) bezüglich des oben genannten Vor-

gangs um eine Stellungnahme. 

 

Durch die zuständigen Fachdezernate der Bereiche Bergbau, Geologie und 

Besondere Verfahrensarten des LAGB erfolgten Prüfungen zu Ihrer Anfrage, 

um Sie auf mögliche bergbauliche/ geologische Beeinträchtigungen hinwei-

sen zu können. 

 

Aus den vorgenannten Bereichen kann Ihnen Folgendes mitgeteilt werden: 

 

Bergbau/ Besondere Verfahrensarten 

 

Die Klaus GmbH & Co. KG betreibt im Burgenlandkreis, am Standort Lösau 

den bergrechtlich planfestgestellten Kiessandtagebau Borau-Dehlitz (Lösau) 

auf der Grundlage der vom LAGB zugelassenen Rahmen-, Haupt- und Son-

derbetriebspläne sowie der erteilten wasserrechtlichen Erlaubnis. 

 

20.02.2024 

32-34290-1078/1/5347/2024 

 

Tim Kirchhoff 

Durchwahl +49 345 13197-438 

stellungnahmen.lagb@sachsen-

anhalt.de 

 

Burgenlandkreis 
Umweltamt/Untere Abfall-, Boden- und Im-
missionsschutzbehörde 
Schönburger Str. 41 
06618 Naumburg 
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Die geplante Aufstandsfläche der DK0-Deponie liegt innerhalb der ca. 92,3 ha großen bergrecht-

lichen Bewilligung „Borau“, Berechtsams-Nr.: II-B-f-4/91 zur Gewinnung von Kies und Kiessanden 

zur Herstellung von Betonzuschlagstoffen. Inhaberin der Bergbauberechtigung ist die Klaus GmbH 

& Co. KG. Die bergrechtliche Bewilligung ist aktuell bis zum 31.12.2025 befristet. 

 

Für die Zulassungen des obligatorischen Rahmenbetriebsplans wurde ein bergrechtliches Plan-

feststellungsverfahren mit integrierter Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt und mit dem 

Planfeststellungsbeschluss vom 11.10.1996 abgeschlossen. Der bergrechtliche Planfeststellungs-

beschluss war ursprünglich bis zum 31.12.2022 befristet. Mit Entscheidung vom 07.04.2022 

(Az.: 33-05120-0343-7195/2022) wurde die planfestgestellte Vorhabenlaufzeit um 6 Jahre verlän-

gert und die Gültigkeitsdauer des obligatorischen Rahmenbetriebsplans aktuell bis zum 

31.12.2028 befristet. 

 

Die bisherige Rohstoffgewinnung im Kiessandtagebau Lösau erfolgt ausschließlich im Trocken-

schnitt. Die planfestgestellte maximal zulässige jährliche Rohkiessandfördermenge beträgt 

300.000 t/a. Seitens der Betreiberin wird von einer jährlichen Gesamtfördermenge von 144.000 t/a 

bis 180.000 t/a an Kiessanden ausgegangen. 

 

Entsprechend der vorliegenden Antragsunterlage befindet sich der vorgesehene Deponiestandort 

innerhalb des südöstlichen Bereiches der planfestgestellten Abbaufläche. Die vom Deponievorha-

ben beanspruchten Flächen sind verritzt und zum überwiegenden Teil bereits ausgekiest. Sie un-

terliegen aktuell der Bergaufsicht. Der nördliche und westliche Teil der planfestgestellten bergbau-

lichen Gewinnungsflächen sind nicht Bestandteil der abfallrechtlich planfestzustellenden Betriebs-

fläche der DK0 Deponie. 

 

Die gegenständliche Vorhabenfläche ist im aktuell gültigen regionalen Entwicklungsplan für die 

Planungsregion Halle, wie der gesamte Tagebau Lösau, als Vorranggebiet für Rohstoffgewinnung 

Nr. VII – Kiessandlagerstätte Lösau (BLK) festgelegt. 

 

Mit dem geplanten Deponievorhaben wird eine Realisierung der aktuell planfestgestellten Wie-

dernutzbarmachungsmaßnahmen in diesem Bereich nicht möglich sein. Die nunmehr beantragte 

Folgenutzung in Form einer DK0 Deponie bzw. der damit einhergehende Wegfall der bisher vor-

gesehenen und planfestgestellten Wiedernutzbarmachungsmaßnahmen in diesem Bereich stellt 

daher eine Abweichung vom bergrechtlich planfestgestellten landschaftspflegerischen Begleitplan 

dar. Die Änderung der vorgesehenen Wiedernutzbarmachung bedarf somit zuvor der Durchfüh-

rung eines bergrechtlichen Planänderungsverfahrens. 

 

Gegenwärtig ist in Vorbereitung des abfallrechtlichen Genehmigungsverfahrens ein 
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entsprechendes bergrechtliches Planänderungsverfahren zur Anpassung der landschaftspflegeri-

schen Begleitplanung an die Anforderungen der DK0-Deponie anhängig. In diesem Rahmen ist 

vorgesehen, die ursprünglich im Bereich der für die DK0-Deopnie vorgesehene Aufstandsfläche 

planfestgestellten Wiedernutzbarmachungsmaßnahmen in Form von extensiven mesophilen 

Grünland (GMA), Strauch-Baum-Hecken (HHB), Sandtrockenrasen (RSY), Ruderalflur ausdau-

ernder Arten (URA) sowie Steilwand aus Lockersedimenten (ZL.) in eine Kiesentnahme aufgelas-

sen (ZOD) zu ändern und in dieser Form die Bergaufsicht für die gegenständliche Vorhabenfläche 

enden zu lassen. 

 

Die natürliche (unverritzte) Geländehöhe im Vorhabengebiet beträgt ca. 140 m ü. NHN bis 

145 m ü. NHN. Entsprechend den dargelegten Planungsabsichten soll die DK0-Deponie eine 

Höhe von ca. 160 m ü. NHN erreichen und damit das angrenzende ursprüngliche Gelände um 

ca. 15 m bis 20 m überragen. 

 

Die bergbauliche Rohstoffgewinnung im Kiessandtagebau Borau-Dehlitz (Lösau) soll entspre-

chend der vorliegenden Unterlagen in den verbleibenden Flächen weitergeführt werden. Eine Be-

einträchtigung, Gefährdung oder Einschränkung des planfestgestellten bergbaulichen Gewin-

nungsvorhabens durch die Errichtung und den Betrieb der geplanten Anlagen der DK0 Deponie 

ist jederzeit vollständig auszuschließen. Aufgrund der unmittelbaren räumlichen Nähe des gegen-

ständlichen Deponievorhabens zum bestehenden bergrechtlich planfestgestellten Rohstoffgewin-

nungsvorhaben ist zur Gewährleistung der Sicherheit des bergbaulichen Abbauvorhabens ein 

ausreichend groß dimensionierter Sicherheitsabstand zwischen dem Deponievorhaben und dem 

aktiven bergbaulichen Gewinnungsvorhaben festzulegen. Die erforderliche Standsicherheit der 

Böschungen des Deponievorhabens sind dabei jederzeit zu gewährleisten. 

 

Mit der Erteilung der Genehmigung für die Errichtung und den Betrieb der DK 0 Deponie endet die 

Bergaufsicht auf den gegenständlichen Vorhabenflächen. Es ist daher zu gewährleisten, dass mit 

der Errichtung der Deponie erst begonnen werden darf, nachdem durch das aufsichtführende De-

zernat des LAGB, die Feststellung erfolgt ist, dass die Bergaufsicht für die jeweilige Fläche geen-

det hat. Für die Beendigung der Bergaufsicht auf den gegenständlichen Vorhabenflächen (Teilflä-

chen des bergbaulichen Vorhabens) ist daher ein entsprechender (Teil-) Abschlussbetriebsplan 

aufzustellen und beim aufsichtführenden Dezernat zur Zulassung vorzulegen. 

 

Eine Zwischenlagerung von für die Recyclinganlagen bestimmte Abfälle, von recycelten Material 

und von Deponiematerial auf den der Bergaufsicht unterliegenden Vorhabenflächen des 

Kiessandtagebaus Borau-Dehlitz (Lösau) ist nicht zulässig. Zur Abgrenzung der Zuständigkeit ist 

eine deutliche erkennbare und für die Dauer der jeweiligen Vorhabenlaufzeiten bestehende räum-

liche Abgrenzung in der Örtlichkeit herzustellen (z. B. durch farbig markierte Findlinge, Pfosten 
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etc.). 

 

Seitens des LAGB bestehen gegen eine Realisierung des Deponievorhabens bei Berücksichti-

gung der gegebenen Hinweise keine grundlegenden Bedenken. Um weitere Beteiligung im Ver-

fahren und Übersendung der Entscheidung wird gebeten. 

 

Frau Laqua (Tel.: 0345 13197-454) 

 

 

Geologie 

 

Lagerstätten und Rohstoffe 

 

Gegen die Planungen bestehen aus rohstoffgeologischer Sicht keine Bedenken, sofern die Kies-

sande im Planungsbereich vollständig gewonnen wurden. 

 

Herr Dr. Wolf (Tel.: 0345 13197-359) 

 

Ingenieurgeologie 

 

Vom tieferen geologischen Untergrund ausgehende, durch natürliche Subrosionsprozesse be-

dingte Beeinträchtigungen der Geländeoberfläche (bspw. Erdfälle) sind dem LAGB im zu betrach-

tenden Vorhabenbereich nicht bekannt. 

Der Aufgabenbereich -Ingenieurgeologie und Georisiken- des Dezernates 23 (Angewandte Geo-

logie und Georisiken) des Geologischen Dienstes ist primär für das Thema Georisiken und Frage-

stellungen zum Baugrund zuständig. Anfragen zu technischen Bauwerken, wie hier Deponien, und 

zu geotechnischen Fragestellungen (wie hier bspw. Setzungen durch Deponien, Basisabdichtun-

gen, Standsicherheitsberechnungen) können durch das Dezernat D23 nicht bedient werden. 

 

Frau Sänger (Tel.: 0345 13197-354) 

 

 

Hydrogeologie 

 

Der tiefliegende Grundwasserleiter wird im Hangenden des Buntsandsteins mit Ausnahme der 

Standorte GWM 1/22 und 2/22 in den aktuellen Bohrungen von Tongestein / Ton (Verwitterungs-

bildungen) größer als 1 m Mächtigkeit überlagert.  

Die GWM 1/22 und GWM 2/22 haben Grundwasser in der Kiesterrasse (Aufstau auf bindigen 
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Schichten) flurnah nachgewiesen (Anlage04_6 Bohrungen 2022 und Anlage 06 Grundwasser, dort 

auch GWM 9/23, GWM10/23, GWM11/23 und GWM 12/23). Die Einwirkung von Sickerwasser auf 

das Oberflächenwasser ist während des Betriebs- und der Nachsorgezeit auch bei längeren Näs-

seperioden sicher auszuschließen. Empfohlen wird zu prüfen, ob die in DepV Anhang 1, Satz 1.1 

(Teilsatz 1) genannte Abstandsregelung auf das Oberflächenwasser anzuwenden ist.  

 

Die Erweiterung des Messprogramm Oberflächenwasser um die Komponente Sulfat wird empfoh-

len, da Anstiege des Parameters hier als Nachweis Sickerwasserzutritt gelten können. 

 

Herr Dr. Balaske (Tel.: 0345 13197-351) 

 

 

Hinweis  

Diese Stellungnahme wird aufgrund der elektronischen Vorgangsbearbeitung im LAGB aus-

schließlich in digitaler Form versendet. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 

Kirchhoff 
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Das Fernstraßen-Bundesautobahn und die Autobahn GmbH des Bundes haben 

folgende Nachforderungen, um eine abschließende Prüfung und den Umfang der 

Betroffenheit vorzunehmen: 

 

Gemäß § 9 Abs. 1 Bundesfernstraßengesetz (FStrG) dürfen längst der Bundesautobahn 

Hochbauten jeder Art in einer Entfernung bis zu 40 m, gemessen vom äußeren 

befestigten Rand der Fahrbahn, nicht errichtet werden. Hochbauten meinen im 

fernstraßenrechtlichen Sinne alle baulichen Anlagen, welche sich ganz oder teilweise 

über der Erdgleiche befinden wie z. B. Beleuchtungsanlagen, Trafostationen etc.). 

Gemäß § 9 Abs. 1 S. 2 FStrG gilt § 9 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 FStrG entsprechend für Abgrabungen 

und Aufschüttungen größeren Umfanges.  

Gemäß § 9 Abs. 2 FStrG bedürfen Baugenehmigungen oder nach anderen Vorschriften 

notwendige Genehmigungen der Zustimmung des Fernstraßen-Bundesamtes, wenn 

bauliche Anlagen längs der Bundesautobahnen in einer Entfernung bis zu 100 Meter 

(also 0-100 m), gemessen vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn, errichtet, 

erheblich geändert oder anders genutzt werden sollen. Eine bauliche Anlage im Sinne 

dieses Gesetzes umschreibt eine durch Bautätigkeit künstlich unter Verwendung von 

Baustoffen oder vorgefertigten Bauelementen hergestellte, geschaffene oder errichtete 

und – ggf. allein durch ihr Gewicht – mit dem Erdboden ortsfest verbundene Anlage. 

 

Für die Prüfung des Vorhabens wurde die Bereitstellung von georeferenzierten Vektor- 

oder Rasterdaten des Vorhabens unter Angabe des Lagebezugssystems inkl. EPSG Code 

in den üblichen Formaten: DWG, DXF, SHP, GeoTIFF, GeoJPEG, GPKG, FGDB oder KML 

gebeten. 

 

Ein maßstabsgerechter Lageplan mit genauer Kennzeichnung der Anbauverbotszone 

(0-40 m vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn der Bundesautobahn) und der 

Anbaubeschränkungszone (0-100 m vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn der 

Bundesautobahn) sowie exakter Maßangabe der kürzesten Entfernung der 

baulichen Anlagen zum äußeren Rand der befestigten Fahrbahn der BAB wurde 

nachgefordert. Weiterhin sind die Anbauverbots- und Anbaubeschränkungszonen in den 

Planungsunterlagen einzutragen. Die Anbauverbote und -beschränkungen gelten auch 

an und gegenüber den Auf- und Abfahrten der Bundesautobahn (Verbindungsrampen) 

sowie Rastanlagen (auch ehemaligen) (hier geltende PWC-Anlage Pörstental), zu 

Brückenbauwerken und ggf. deren Rampen. Bei Raststätten sind die Durchfahrgassen 

als Anknüpfungspunkt für die Abstandsbemessung heranzuziehen, wenn sie der 

Verbindung der Auf- und Abfahrten der Autobahn und somit dem Autobahnverkehr 

selbst dienen. Nach dem ausdrücklichen Wortlaut des Gesetzes ist jeweils vom äußeren 

Rand der befestigten Fahrbahn zu messen. Zur Fahrbahn in diesem Sinne gehören damit 

auch die Randstreifen. 

 

die Autobahn GmbH des Bundes: 

 

Hinsichtlich der Vollständigkeit ergehen folgende Nachforderungen zum Antrag: 
 
Für die Prüfung des Vorhabens bitten wir um die Bereitstellung von georeferenzierten 
Vektor- oder Rasterdaten des Vorhabens unter Angabe des Lagebezugssystems inkl. 
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EPSG Code in den üblichen Formaten: DWG, DXF, SHP, GeoTIFF, GeoJPEG, GPKG, FGDB 
oder KML. 
 
Weiterhin sind in den Planunterlagen die Anbauverbots- und 
Anbaubeschränkungszonen gemäß § 9 Abs. 1 und Abs. 2 Bundesfernstraßengesetz 
(FStrG) einzutragen. Hierbei ist ein entsprechender Verweis in die Legenden 
aufzunehmen. Es wird darauf hingewiesen, dass die Messung der Zonen (40m und 100m) 
vom äußeren befestigten Fahrbahnrand, d. h. der Asphalt-bzw. Betonkante, zu erfolgen 
hat. Im Bereich der PWC-Anlage Pörstental ist für die Bemessung nach § 9 FStrG lediglich 
die Durchfahrgasse heranzuziehen. 
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Das Referat 407 des Landesverwaltungsamtes nimmt zu o. g. Vorgang wie folgt 
Stellung: 

 
Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege werden von der Unteren 
Naturschutzbehörde des Landkreises Burgenlandkreis als zuständiger TÖB vertreten. 

 
Artenschutz 
Ich weise darauf hin, dass die artenschutzrechtlichen Vorgaben des 
Bundesnaturschutzgesetzes nach § 39 BNatSchG (Allgemeiner Schutz wildlebender 
Tiere und Pflanzen) und § 44 BNatSchG (Vorschriften für besonders geschützte und 
bestimmte andere Tier- und Pflanzenarten) einzuhalten sind. Artenschutzrechtliche 
Verstöße sind auszuschließen. 
 
 
 
Stellungnahme des Landesbetriebes Bau- und Liegenschaftsmanagement Sachsen-

Anhalt 

 
Nach meiner Recherche konnte ich feststellen, dass in unmittelbarer Nachbarschaft zu 
den betroffenen Gebieten keine Flurstücke des Landes Sachsen-Anhalt zu finden sind.  
 
Ich erlaube mir jedoch darauf hinzuweisen, dass hier lediglich eine Betroffenheit aus 
Liegenschaftssicht geprüft wurde. Inwieweit andere Interessen des Landes Sachsen-
Anhalt von dem Vorhaben betroffen sind, kann hier nicht beurteilt werden und ich 
empfehle daher eine Beteiligung von möglicherweise betroffenen Ministerien bzw. 
Behörden des Landes Sachsen-Anhalt. Als Beispiele seien hier die Ministerien für 
Wissenschaft, Energie, Klimaschutz und Umwelt sowie für Infrastruktur und Digitales, 
Wirtschaft, Tourismus, Landwirtschaft und Forsten genannt. 
 
 
 
 

 


























